
Bericht des Vorstands 
zu Tagesordnungspunkt 8 der Hauptversammlung der OSRAM Licht AG 

vom 26. Februar 2015 
gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8,186 Abs. 4 Satz 2 AktG 

Ausschluss eines eventuellen Andienungsrechts der Aktionäre beim Erwerb eigener Aktien 
über Eigenkapitalderivate 

Neben der von der Hauptversammlung der OSRAM Licht AG am 14. Juni 2013 erteilten 

Ermächtigung zu Erwerb und Verwendung eigener Aktien soll die Gesellschaft auch ermächtigt 

werden, eigene Aktien unter Einsatz bestimmter Eigenkapitalderivate zu erwerben. Dadurch soll 

das Volumen an Aktien, das insgesamt erworben werden darf, nicht erhöht werden; es werden 

lediglich weitere Handlungsalternativen zum Erwerb eigener Aktien eröffnet. Durch diese 

zusätzlichen Handlungsalternativen werden die Möglichkeiten der Gesellschaft erweitert, den 

Erwerb eigener Aktien flexibel zu strukturieren. Die Eingehung von Eigenkapitalderivaten 

bedarf der Zustimmung des Aufsichtsrats. 

Für die Gesellschaft kann es von Vorteil sein, Call-Optionen zu erwerben, Put-Optionen zu 

veräußern oder Aktien unter Einsatz einer Kombination aus Call- und Put-Optionen oder eines 

TerminkaufVertrages zu erwerben, statt unmittelbar Aktien der Gesellschaft zu erwerben. Diese 

Handlungsalternativen sind von vornherein auf 5 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung der 

Hauptversammlung bestehenden Grundkapitals oder - falls dieser Betrag geringer ist - des zum 

Zeitpunkt der jeweiligen Ausübung der vorliegenden Ermächtigung bestehenden Grundkapitals 

begrenzt. Die Laufzeit der Eigenkapitalderivate darf jeweils 18 Monate nicht überschreiten und 

muss jeweils so gewählt werden, dass der Erwerb der Aktien in Ausübung der 

Eigenkapitalderivate nicht nach dem 28. Februar 2018 erfolgt. Dadurch wird sichergestellt, dass 

die Gesellschaft nach Auslaufen der bis zum 28. Februar 2018 gültigen Ermächtigung zum 

Erwerb eigener Aktien - vorbehaltlich einer neuen Ermächtigung - keine eigenen Aktien 

erwirbt. 

Bei Vereinbarung einer Call-Option erhält die Gesellschaft gegen Zahlung einer Optionsprämie 

das Recht, innerhalb einer Frist oder zu einem bestimmten Zeitpunkt eine vorher festgelegte 

Anzahl von Aktien der Gesellschaft zu einem bestimmten Preis (Ausübungspreis) vom 

jeweiligen Veräußerer der Option, dem Stillhalter, zu kaufen. Die Ausübung der Call-Option ist 

aus Sicht der Gesellschaft grundsätzlich dann sinnvoll, wenn der Kurs der Aktie über dem 

Ausübungspreis liegt, da sie die Aktien dann günstiger vom Stillhalter als im Markt kaufen kann. 

Gleiches gilt, wenn durch Ausübung der Option ein Aktienpaket erworben wird, das anderweitig 

nur zu höheren Kosten zu erwerben wäre. 
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Zusätzlich wird beim Einsatz von Call-Optionen die Liquidität der Gesellschaft geschont, da erst 

bei Ausübung der Call-Option der Ausübungspreis für die Aktien gezahlt werden muss. Diese 

Gesichtspunkte können es im Einzelfall rechtfertigen, dass die Gesellschaft für einen geplanten 

Erwerb eigener Aktien Call-Optionen einsetzt. Die Optionsprämie muss marktnah ermittelt 

werden, also - unter Berücksichtigung u. a. des Ausübungspreises, der Laufzeit der Option und 

der Volatilität der Aktie - im Wesentlichen dem Wert der Call-Option entsprechen. Bei 

Ausübung einer Call-Option ist aus Sicht der Gesellschaft die für den Erwerb der Aktie 

aufgebrachte Gegenleistung um den aktuellen Wert der Option erhöht. Diesen Wert könnte die 

Gesellschaft bei Nicht-Ausnutzung insbesondere durch Veräußerung der Option realisieren; er 

ist ein geldwerter Vorteil, der damit bei Ausübung der Option als Kosten den Kaufpreis erhöht. 

Er reflektiert auch den aktuellen Wert dessen, was ursprünglich als Optionsprämie gezahlt 

wurde, und ist deshalb als Teil des Kaufpreises der Aktie zu berücksichtigen. 

Durch den Abschluss von Put-Optionen gewährt die Gesellschaft dem jeweiligen Inhaber der 

Put-Option das Recht, innerhalb eines bestimmten Zeitraums oder zu einem bestimmten 

Zeitpunkt Aktien der Gesellschaft zu einem in der Put-Option bestimmten Preis 

(Ausübungspreis) an die Gesellschaft zu veräußern. Als Gegenleistung für die Verpflichtung 

zum Erwerb eigener Aktien gemäß der Put-Option erhält die Gesellschaft eine Optionsprämie, 

die wiederum zu marktnahen Konditionen ermittelt werden muss, also - unter Berücksichtigung 

u. a. des Ausübungspreises, der Laufzeit der Option und der Volatilität der Aktie - im 

Wesentlichen dem Wert der Put-Option entspricht. Die Ausübung der Put-Option ist für den 

Optionsinhaber grundsätzlich nur dann wirtschaftlich sinnvoll, wenn der Kurs der Aktie zum 

Zeitpunkt der Ausübung unter dem Ausübungspreis liegt, weil er dann die Aktie zu einem 

höheren Preis als am Markt erzielbar an die Gesellschaft verkaufen kann; gegen ein zu hohes 

Risiko aus der Kursentwicklung kann sich die Gesellschaft wiederum im Markt absichern. Der 

Aktienrückkauf unter Einsatz von Put-Optionen bietet der Gesellschaft den Vorteil, bereits bei 

Abschluss des Optionsgeschäfts einen bestimmten Ausübungspreis festlegen zu können, 

während die Liquidität erst am Ausübungstag abfließt. Aus Sicht der Gesellschaft ist dabei die 

für den Erwerb der Aktie aufgebrachte Gegenleistung um die erhaltene Optionsprämie reduziert. 

Übt der Optionsinhaber die Option nicht aus, insbesondere weil der Aktienkurs am 

Ausübungstag oder im Ausübungszeitraum über dem Ausübungspreis liegt, erwirbt die 

Gesellschaft zwar auf diese Weise keine eigenen Aktien, sie vereinnahmt jedoch endgültig ohne 

weitere Gegenleistung die Optionsprämie. 

Beim Terminkauf erwirbt die Gesellschaft die Aktien nach der Vereinbarung mit dem 

Terminverkäufer zu einem bestimmten, in der Zukunft liegenden Termin zu dem bei Abschluss 

des Terminkaufs festgelegten Erwerbspreis. Der Abschluss von Terminkäufen kann für die 

Gesellschaft sinnvoll sein, wenn sie einen Bedarf an eigenen Aktien zum Termin zu einem 

bestimmten Preisniveau sichern wil l . 
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Die von der Gesellschaft aufzubringende Gegenleistung für die Aktien ist beim Einsatz von 

Optionen der jeweilige Ausübungspreis (jeweils ohne Erwerbsnebenkosten, aber bei Call-

Optionen zuzüglich des aktuellen Werts der Option und bei Put-Optionen abzüglich der 

eingenommenen Optionsprämie). Dieser kann höher oder niedriger sein als der Börsenkurs der 

Aktie der Gesellschaft am Tag des Abschlusses des Optionsgeschäfts und am Tag des Erwerbs 

der Aktien aufgrund der Ausübung der Option. 

Der bei Ausübung der Put-Option beziehungsweise bei Fälligkeit des Terminkaufs zu zahlende 

Kaufpreis je Aktie (jeweils ohne Berücksichtigung von Erwerbsnebenkosten und im Fall der Put-

Option abzüglich der eingenommenen Optionsprämie bei Abschluss des Optionsgeschäfts) darf 

den Durchschnitt der Börsenkurse der Aktie der Gesellschaft in der Schlussauktion im XETRA-

Handelssystem (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter 

Wertpapierbörse an den dem Tag des Abschlusses des betreffenden Optionsgeschäfts oder 

Terminkaufs vorangehenden drei Börsenhandelstagen um nicht mehr als 10 % über- und um 

nicht mehr als 20 % unterschreiten. Eine Ausübung der Call-Option darf nur erfolgen, wenn der 

zu zahlende Kaufpreis (ohne Erwerbsnebenkosten und zuzüglich des Wertes der Option bei 

Ausübung) den Durchschnitt der Börsenkurse der Aktie der Gesellschaft in der Schlussauktion 

im XETRA-Handelssystem (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter 

Wertpapierbörse an den dem Tag des Erwerbs der Aktie vorangehenden drei Börsenhandelstagen 

um nicht mehr als 10 % über- und um nicht mehr als 20 % unterschreitet. 

Durch die Verpflichtung, Optionen und andere Eigenkapitalderivate nur mit einem oder 

mehreren Kreditinstitut(en) oder gleichgestellten Unternehmen zu vereinbaren und dabei 

sicherzustellen, dass die Optionen und andere Eigenkapitalderivate nur mit Aktien bedient 

werden, die unter Wahrung des Gleichbehandlungsgrundsatzes erworben wurden, wird 

ausgeschlossen, dass Aktionäre beim Erwerb eigener Aktien unter Einsatz von 

Eigenkapitalderivaten benachteiligt werden. 

Entsprechend der gesetzlichen Regelung in § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG genügt es zur Wahrung des 

Gleichbehandlungsgrundsatzes, wenn die Aktien über die Börse zu dem im Zeitpunkt des 

börslichen Erwerbs aktuellen Börsenkurs der Aktie der Gesellschaft erworben wurden. Da der 

Preis für die Option (Optionspreis) marktnah ermittelt wird, erleiden die an den 

Optionsgeschäften nicht beteiligten Aktionäre auch keinen wertmäßigen Nachteil. Andererseits 

wird die Gesellschaft durch die Möglichkeit, Eigenkapitalderivate zu vereinbaren, in die Lage 

versetzt, sich kurzfristig bietende Marktchancen zu nutzen und entsprechende 

Eigenkapitalderivate abzuschließen. Ein etwaiges Recht der Aktionäre auf Abschluss solcher 

Eigenkapitalderivate mit der Gesellschaft ist ebenso ausgeschlossen wie ein etwaiges 

Andienungsrecht der Aktionäre. Dieser Ausschluss ist erforderlich, um den Einsatz von 

Eigenkapitalderivaten im Rahmen des Rückerwerbs eigener Aktien zu ermöglichen und die 
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damit für die Gesellschaft verbundenen Vorteile zu erzielen. Ein Abschluss entsprechender 

Eigenkapitalderivate mit sämtlichen Aktionären wäre nicht durchführbar. 

Der Vorstand hält die Ermächtigung zur Nichtgewährung bzw. Einschränkung eines etwaigen 

Rechts der Aktionäre zum Abschluss solcher Eigenkapitalderivate mit der Gesellschaft sowie 

eines etwaigen Andienungsrechts der Aktionäre nach Abwägung der Interessen der Aktionäre 

und der Interessen der Gesellschaft aufgrund der Vorteile, die sich aus dem Einsatz von 

Eigenkapitalderivaten für die Gesellschaft ergeben können, daher grundsätzlich für 

gerechtfertigt. 

Verwendung zurückerworbener eigener Aktien und Ausschluss des Bezugsrechts 

Aufgrund gesetzlicher Bestimmungen können die erworbenen eigenen Aktien durch ein 

öffentliches Angebot an alle Aktionäre oder über die Börse wieder veräußert werden. Mit den 

genannten Möglichkeiten der Veräußerung der erworbenen eigenen Aktien wird bei der 

Veräußerung der Aktien das Recht der Aktionäre auf Gleichbehandlung gewahrt. 

Bei einer Veräußerung der eigenen Aktien durch ein öffentliches Angebot an alle Aktionäre ist 

das Bezugsrecht der Aktionäre für Spitzenbeträge ausgeschlossen. Der Ausschluss des 

Bezugsrechts für Spitzenbeträge ist erforderlich, um eine Abgabe erworbener eigener Aktien im 

Wege eines Veräußerungsangebots an die Aktionäre technisch durchführbar zu machen. Die als 

freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen eigenen Aktien werden entweder 

durch Verkauf an der Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. 

Die vorgeschlagene Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss bei Veräußerung der Aktien 

gegen Barzahlung zu einem Preis, der den Börsenpreis von Aktien der Gesellschaft gleicher 

Ausstattung zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet, macht von der in 

§ 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zugelassenen Möglichkeit 

zum erleichterten Bezugsrechtsausschluss Gebrauch. Dem Gedanken des 

Verwässerungsschutzes der Aktionäre wird dadurch Rechnung getragen, dass die Aktien nur zu 

einem Preis veräußert werden dürfen, der den maßgeblichen Börsenkurs nicht wesentlich 

unterschreitet. Die endgültige Festlegung des Veräußerungspreises für die eigenen Aktien 

geschieht zeitnah vor der Veräußerung. Der Vorstand wird einen eventuellen Abschlag vom 

Börsenkurs so niedrig bemessen, wie dies nach den zum Zeitpunkt der Platzierung 

vorherrschenden Marktbedingungen möglich ist. Der Abschlag vom Börsenpreis zum Zeitpunkt 

der Ausnutzung der Ermächtigung wird keinesfalls mehr als 5 % des aktuellen Börsenkurses 

betragen. Diese Ermächtigung gilt mit der Maßgabe, dass die so veräußerten eigenen Aktien 

10 % des Grundkapitals nicht überschreiten dürfen, und zwar weder zum Zeitpunkt des 

Wirksamwerdens noch - sofern dieser Wert geringer ist - zum Zeitpunkt der Ausübung dieser 

Ermächtigung. Auf die Begrenzung von 10 % des Grundkapitals ist der anteilige Betrag des 



5 

Grundkapitals von Aktien anzurechnen, die seit dem 14. Juni 2013 aus genehmigtem Kapital 

unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben wurden oder 

werden. Ferner ist auf diese Begrenzung von 10 % des Grundkapitals der anteilige Betrag des 

Grundkapitals derjenigen Aktien anzurechnen, die zur Bedienung von Options- und/oder 

Wandlungsrechten und/oder Wandlungspflichten ausgegeben bzw. auszugeben sind, sofern die 

Schuldverschreibungen seit dem 14. Juni 2013 in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben wurden oder werden. Schließlich ist 

der anteilige Betrag des Grundkapitals von Aktien, die seit dem 14. Juni 2013 aufgrund der 

Ermächtigung vom 14. Juni 2013 unter Ausschluss des Bezugsrechts nach §§71 Abs. 1 Nr. 8 

Satz 5 Halbsatz 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben wurden oder werden auf die 10%-Grenze 

der vorliegenden Ermächtigung anzurechnen. Zudem ist der anteilige Betrag des Grundkapitals 

von Aktien, die aufgrund der vorliegenden Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts 

nach §§71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 Halbsatz 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden, auf die 

10%-Grenze nach Ziffer 2, Buchst b der Ermächtigung vom 14. Juni 2013 anzurechnen. Durch 

diese Anrechnungen wird sichergestellt, dass erworbene eigene Aktien nicht unter Ausschluss 

des Bezugsrechts entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert werden, wenn dies dazu 

führen würde, dass insgesamt für mehr als 10 % des Grundkapitals das Bezugsrecht der 

Aktionäre in unmittelbarer oder mittelbarer Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 

ausgeschlossen wird. Mit dieser Beschränkung und dem Umstand, dass sich der Ausgabepreis 

am Börsenkurs zu orientieren hat, werden die Vermögens- und Stimmrechtsinteressen der 

Aktionäre angemessen gewahrt. Diese können eine zum Erhalt ihrer Beteiligungsquote 

erforderliche Anzahl von Aktien zu annähernd gleichen Konditionen über die Börse erwerben. 

Im Übrigen liegt die Ermächtigung im Interesse der Gesellschaft, weil sie ihr zu größerer 

Flexibilität verhilft und die Möglichkeit schafft, den Aktionärskreis auch durch die gezielte 

Ausgabe von Aktien an Kooperationspartner, institutionelle Investoren oder Finanzinvestoren zu 

erweitern. Die Gesellschaft soll dadurch auch in die Lage versetzt werden, auf günstige 

Börsensituationen schnell und flexibel reagieren zu können. 

Weiterhin soll der Vorstand ermächtigt werden, eigene Aktien Personen zum Erwerb anzubieten, 

die im Arbeitsverhältnis zu der Gesellschaft oder einem mit ihr verbundenen Unternehmen 

stehen oder standen, sowie gegenwärtigen oder ehemaligen Organmitgliedern von mit der 

Gesellschaft verbundenen Unternehmen (jeweils ein "Begünstigter"). Dabei handelt es sich um 

eine Ermächtigung zur Ausgabe von sogenannten Belegschaftsaktien. Der vorgeschlagene 

Bezugsrechtsausschluss ist Voraussetzung für die Ausgabe von solchen Belegschaftsaktien. Die 

Verwendung von eigenen Aktien zur Ausgabe von Belegschaftsaktien ist nach dem Aktiengesetz 

auch bereits ohne Ermächtigung durch die Hauptversammlung zulässig (§ 71 Abs. 1 Nr. 2 

AktG), dann aber nur zur Ausgabe an Arbeitnehmer innerhalb eines Jahres nach Erwerb (§71 

Abs. 3 Satz 2 AktG). Demgegenüber wird hier der Vorstand ermächtigt, ohne Beachtung einer 

Frist die eigenen Aktien als Belegschaftsaktien einzusetzen und diese auch an gegenwärtige 

Organmitglieder von mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen anzubieten, zuzusagen und 
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zu übertragen. Der Vorstand kann die Aktien dabei insbesondere im Rahmen des Üblichen und 

Angemessenen unter dem aktuellen Börsenkurs zum Erwerb anbieten, um einen Anreiz für den 

Erwerb zu schaffen. Die Ausgabe von Aktien an Begünstigte fördert ihre Identifikation mit dem 

Unternehmen und die Übernahme von Mitverantwortung. Damit liegt die Ausgabe von Aktien 

an Begünstigte im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre. Die Nutzung vorhandener 

eigener Aktien statt einer Kapitalerhöhung oder einer Barleistung an Begünstigte kann 

wirtschaftlich sinnvoll sein; die Ermächtigung soll insoweit die Flexibilität erhöhen. 

Ferner soll der Aufsichtsrat ermächtigt werden, eigene Aktien den Mitgliedern des Vorstands der 

Gesellschaft zur Bedienung von Erwerbspflichten oder Erwerbsrechten auf Aktien der 

Gesellschaft anzubieten. Wiederum kann die Nutzung vorhandener eigener Aktien statt einer 

Kapitalerhöhung oder einer Barleistung an Vorstandsmitglieder für die Gesellschaft 

wirtschaftlich sinnvoll sein; die Ermächtigung soll insoweit die Flexibilität erhöhen. Zudem soll 

die Ermächtigung des Aufsichtsrats die Möglichkeit des Angebots, der Zusage und der 

Übertragung eigener Aktien an Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft im Rahmen der 

Regelung der Vergütung umfassen. Hierdurch soll die Voraussetzung geschaffen werden, 

Vorstandsmitgliedern auch zukünftig als variable Vergütungsbestandteile anstelle einer 

Barzahlung Aktien der Gesellschaft zu gewähren, um einen Anreiz für eine langfristige, auf 

Nachhaltigkeit angelegte Untemehmensführung zu schaffen. 

Die Ermächtigung sieht außerdem vor, dass die Aktien sowohl an Begünstigte als auch an 

gegenwärtige und ehemalige Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft übertragen werden 

können, denen im Zusammenhang mit der Zulassung der Aktien der Gesellschaft zum Handel an 

der Börse Aktien zugesagt wurden. Solche Zusagen wurden im Rahmen des Börsengangs der 

Gesellschaft im Jahr 2013 für 198.104 Aktien gemacht, von denen derzeit noch 141.163 

ausstehen. 

Die Gesellschaft soll weiterhin auch die Möglichkeit haben, eigene Aktien gegen Sachleistung, 

insbesondere als (Teil-)Gegenleistung im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder 

im Zusammenhang mit dem Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen 

an Unternehmen anbieten zu können. In derartigen Transaktionen wird nicht selten von der 

Verkäuferseite die Gegenleistung in Form von Aktien bevorzugt, und der internationale 

Wettbewerb verlangt zunehmend auch diese Art der Akquisitionsfinanzierung. Die hier 

vorgeschlagene Ermächtigung gibt dem Vorstand den notwendigen Handlungsspielraum, sich 

bietende Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen 

an Unternehmen schnell und flexibel sowohl auf nationalen als auch auf internationalen Märkten 

ausnutzen zu können. Das gleiche gilt im Rahmen des Erwerbs von Vermögensgegenständen, 

etwa von Immaterialgüterrechten. Dem trägt der vorgeschlagene Ausschluss des Bezugsrechts 

Rechnung. Bei der Festlegung der Bewertungsrelationen wird der Vorstand sicherstellen, dass 

die Interessen der Aktionäre angemessen gewahrt werden. In der Regel wird der Vorstand sich 
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bei der Bemessung des Wertes der als Gegenleistung hingegebenen Aktien am Börsenkurs der 

Aktien der Gesellschaft orientieren. Eine schematische Anknüpfung an einen Börsenkurs ist 

nicht vorgesehen, insbesondere um einmal erzielte Verhandlungsergebnisse nicht durch 

Schwankungen des Börsenkurses infrage zu stellen. 

Die vorgeschlagene Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss bei der Verwendung der 

erworbenen Aktien zur Bedienung von Erwerbspflichten oder Erwerbsrechten auf Aktien der 

OSRAM Licht AG aus oder im Zusammenhang mit von der Gesellschaft oder ihren 

Konzerngesellschaften ausgegebenen Wandel-/Optionsschuldverschreibungen ermöglicht es, in 

diesen Fällen auf die Ausgabe neuer Aktien der Gesellschaft, insbesondere aus einem bedingten 

Kapital, zu verzichten und stattdessen zuvor erworbene eigene Aktien zu verwenden. 

Schließlich sieht die Ermächtigung vor, dass erworbene eigene Aktien auch eingezogen werden 

können. Dabei soll die Einziehung sowohl dergestalt möglich sein, dass bei Einziehung das 

Grundkapital der Gesellschaft herabgesetzt wird, als auch ohne eine solche Kapitalherabsetzung 

durch reine Einziehung der Aktien unter gleichzeitiger Erhöhung des auf die verbleibenden 

Aktien entfallenden anteiligen Betrages des Grundkapitals. Die Rechte der Aktionäre werden in 

keinem der beiden vorgenannten Fälle beeinträchtigt. 

Der Vorstand wird der jeweils einer etwaigen Ausnutzung der Ermächtigung zum Erwerb 

eigener Aktien folgenden Hauptversammlung nach § 71 Abs. 3 S. 1 AktG, ggfls. i.V.m. § 160 

Abs. 1 Nr. 2 AktG, berichten. 

München, den 7. Januar 2015 

Vorsitzender des Vorstands Mitglied des Vorstands 


